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ANZEIGE

EinMinus von dreiMillionen
Euro riss die Gemeinde heuer
imBudget auf.DankdesVermö-
gens aus demVerkauf der Spar-
kasse (von 62,5Millionen Euro
ist noch ein Polster von 35
Millionen übrig) kann diese
Lücke – noch – relativ locker
gestopft werden. 1,9Millionen
Euro des Fehlbetrags gehen auf
Pflichtausgabenwie den Sozial-
bereich zurück, der Rest
entstand durch Darlehenstil-

Budgetloch mit Millionen
ausBank-Verkaufgestopft

gungen und
Mehrkostenim
Marketing und
bei Bauten. Bis
2012 will
Bürgermeister
Karl Pack
weitere 20
MillionenEuro
in Bauprojekte
investieren.
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„Wosolldasenden?“, fragteman
sich in der vergangenen
Gemeinderatssitzung in Bad
Aussee bei der Budgeterstel-
lung. Erstmals seit Jahrenwar
der Haushaltsvoranschlag für
heuer (zehnMillionen Euro)
nicht mehr ausgeglichen. „Uns
fehlen 260.000 Euro undwir
wissen nicht, wowir das Geld
hernehmen sollen“, so Bürger-
meister OttoMarl. In den
vergangenenzweiJahrenhatdie

„Wissen nicht, wo wir das
Geld hernehmen sollen“

Gemeinde Bad
Aussee rund
eineMillionan
Ertragsan-
teilenverloren,
die Ausgaben
für den Sozial-
hilfeverband
sind gleich um
300.000 Euro
gestiegen.
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Sinkende Einnahmen, steigende
Ausgaben – die Schere in der
SPÖ-dominierten Bezirksstadt
Deutschlandsberg geht immer
weiter auseinander. Für das Jahr
2010 brachten Bürgermeister
JosefWallner, Finanzreferent
Josef Faulend-Klauser und Co.
kein ausgeglichenes Budget
mehrzusammen.DerGrund:Bei
der Kommunalsteuer und den
Ertragsanteilen sinken die
Einnahmen um je 500.000 Euro,

Der Gürtel wird enger für
die Deutschlandsberger

die Ausgaben
steigen um
knapp 400.000
Euro.Eingroßer
Brockensinddie
Sozialausgaben.
Insgesamt
beträgt das
Minus im
ordentlichen
Haushalt rund
1,25Millionen
Euro. T. WIESER

Josef Wallner,

Bürgermeister

D’landsberg TW

Finanzlücke trifft
die Bürger direkt

Weniger Einnahmen der Ge-
meinde und gleichzeitig mehr
Ausgaben: Wen interessiert das
schon? Wer die Sache so sieht,
handelt zum eigenen Schaden,
wie ein kleines Rechenbeispiel
belegt. In Bad Radkersburg be-
deutet das Minus bei den Er-
tragsanteilen und das Plus bei
den Ausgaben für Sozialhilfe,
dassdieStadtgemeinde2010um
genau 244 Euro pro Einwohner
weniger zur Verfügung hat als
2008. 244 Euro pro Kopf und
Jahr, das ist viel Geld. Bei einer
Schulklassemit 20Kindern sind
das beispielsweise fast 5000
Euro, die für Heizung oder Ma-
terial fehlen.
Ähnlich hochwie in Bad Rad-

kersburg ist die so errechnete
„Soziallücke“ in St. Lambrecht
(221 Euro). In Trofaiach beträgt
sie 154 Euro, in Gasen (Bezirk
weiz) 141 Euro. Selbst in der rei-
chen Gemeinde Seiersberg bei
Graz beträgt sie 84 Euro. ImGe-
gensatz zu fast allen anderen
steirischen Gemeinden kann
Seiersberg diese Lücke durch
andere Einnahmen ausgleichen.

Die kommunale Geldnot

ist keine abstrakte Größe.

Gemeinden indieKrise
den restlichen 18 Prozent werden
die „eigentlichen“ Sozialaufga-
ben für Jugendliche, einkom-
mensschwache Personen oder
andere Sozialfälle finanziert.

Pflegeversicherung

Die Dimensionen haben es je-
denfalls in sich, zeigt das Beispiel
Bad Radkersburg. Bürgermeister
Peter Merlini erinnert sich, dass
seine Stadtgemeinde 2002 noch
250.000 Euro in den Sozialhilfe-
verband einzahlte. Heuer waren
es schon 820.000 Euro. Ein Plus
von 230 Prozent in sieben Jahren.

Erwin Dirnberger (VP) und
Bernd Rosenberger (SP) sind
sich als die Chefs von Gemeinde-
und Städtebund einig, dass die

Gemeinden diese Umwälzungen
allein nicht bewältigen können.
„Wirmüssen2013 denFinanzaus-
gleich aufschnüren und darauf
drängen, dass die Steiermark
mehr Geld pro Einwohner er-
hält“, fordert etwa Dirnberger,
der nicht akzeptieren will, dass

ein Vorarlberger für den Bund
694 Eurowert ist, ein Steirer aber
nur 574.UndRosenberger fordert
neue Finanzierungsmodelle für
die Sozialhilfe: „Die Sozialgeset-
ze sind wichtig und gut, aber sie
müssen auch finanziert werden.
Da muss sich der Bund bald et-
was – etwa eine Pflegeversiche-
rung – einfallen lassen.“

„2010 müssen viele Städte und
Gemeinden schon auf ihre Rück-
lagen, auf das Ersparte zurück-
greifen“, weiß Rosenberger, „was
aber im Jahr 2011 auf uns zu-
kommt, das wird die Frage sein.“
Noch komme die wirtschaftliche
Lage der Gemeinden nicht beim
Bürger an, das sei allerdings nur
noch eine Frage der Zeit.

„Es sind
mehrere Fakto-
ren, die uns jetzt
wie ein Hammer
treffen.

“
Bernd Rosenberger,

Städtebund-Chef und Brucker

Bürgermeister
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